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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az:  B 4 RA 288/05 B 

 

 

 
......................, 
 
 

Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigter:  .............................................., 

 
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Bund 
- Versorgungsträger für die Zusatzversorgungssysteme -, 
vertreten durch das Direktorium, 
Hirschberger Straße 4, 10317 Berlin, 
 

Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 

 

 

Der 4. Senat des Bundessozialgerichts hat am 30. Januar 2006 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof.  Dr.  M e y e r   sowie die Richter   H u s m a n n 

und   Dr.  K n ö r r  

beschlossen:  

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil 

des Landessozialgerichts Berlin-Brandenburg vom 13. Oktober 2005 wird als  

unzulässig verworfen.  

 

Außergerichtliche Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten.  
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G r ü n d e : 

 

Vor dem Landessozialgericht (LSG) haben die Beteiligten darüber gestritten, ob der beklagte 

Versorgungsträger für die Klägerin auf Grund einer fiktiven Zugehörigkeit zur zusätzlichen 

Altersversorgung der technischen Intelligenz für die Zeiten vom 1. September 1983 bis zum 

30. Juni 1990 Daten nach § 8 des Anspruchs- und Anwartschaftsüberführungsgesetzes 

(AAÜG) feststellen muss. Die Klägerin, eine Ingenieurin, war am 30. Juni 1990 bei der 

P.                                              AG S.               in ihrem Beruf beschäftigt. Ihr 

Feststellungsbegehren wurde vom beklagten Versorgungsträger abgelehnt und ist vor dem 

Sozialgericht und vor dem LSG ohne Erfolg geblieben.  

 

Die Beschwerde der Klägerin ist gemäß § 160a Abs 4 Satz 2 Halbsatz 2 Sozialgerichtsgesetz 

(SGG) iVm § 169 SGG als unzulässig zu verwerfen. In der Beschwerdebegründung ist 

entgegen § 160a Abs 2 Satz 3 SGG kein Revisionszulassungsgrund iS von § 160 Abs 2 SGG 

dargelegt bzw bezeichnet worden. Der Senat sieht gemäß § 160a Abs 4 Satz 3 Halbsatz 2 

SGG von einer Begründung ab, weil diese zur Klärung der Voraussetzungen der 

Revisionszulassung nicht beitragen könnte. Er beschränkt sich auf folgenden Hinweis:  

 

Der Prozessbevollmächtigte der Klägerin hat weitgehend inhaltsgleiche und nahezu wortgleiche 

Begründungen auch in folgenden Beschwerdeverfahren vorgelegt: B 4 RA 209/05 B, B 4 RA 

245/05 B, B 4 RA 247/05 B, B 4 RA 269/05 B und B 4 RA 270/05 B, sie stimmt nahezu wörtlich 

mit den Begründungen in den Verfahren B 4 RA 271/05 B, B 4 RA 272/05 B, B 4 RA 273/05 B, 

B 4 RA 274/05 B, B 4 RA 275/05 B, B 4 RA 276/05 B, B 4 RA 277/05 B, B 4 RA 278/05 B und 

B 4 RA 287/05 B überein. Der Senat hat auch dort jeweils darauf hingewiesen, dass weder der 

gerügte Verfahrensmangel, eine Verletzung des Anspruchs auf rechtliches Gehör, hinreichend 

bezeichnet noch die behauptete grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache ausreichend 

dargelegt wurde. Bezüglich der angeblichen grundsätzlichen Bedeutung der Rechtssache ist in 

der Beschwerdebegründung schon keine Rechtsfrage zur Auslegung oder Anwendung einer 

bestimmten Norm des Bundesrechts formuliert worden. Auch wurde nicht dargelegt, weshalb 

die angesprochene Thematik trotz der ständigen Rechtsprechung des Bundessozialgerichts 

(BSG) zur Bedeutung der am 30. Juni 1990 gegebenen Tatsachen für das am 1. August 1991 

in Kraft getretene AAÜG noch höchstrichterlicher Klärung bedarf. Schließlich wurde nicht 

aufgezeigt, weshalb die in der Begründung gestellte Frage vom BSG im angestrebten 

Revisionsverfahren unausweichlich beantwortet werden müsste. Hinsichtlich der Verfah-

rensrüge ist in der Beschwerdebegründung ua nicht dargelegt worden, weshalb das Urteil des 

LSG darauf beruhen könnte, dass das LSG in den Entscheidungsgründen seines Urteils auf die 

in der Beschwerdebegründung genannten Rechtsansichten der Klägerin angeblich nicht 

eingegangen ist. Insbesondere hätte es einer Darlegung bedurft, weshalb es auf Grund der 

- hier maßgeblichen - materiell-rechtlichen Ansicht des LSG überhaupt möglicherweise hätte 

auf die in der Beschwerdebegründung angedeuteten Rechtsansichten ankommen können. Die 
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Beschwerdebegründung zeigt selbst auf, dass diese Gründe in der mündlichen Verhandlung 

vor dem LSG vorgetragen wurden, und dass der Prozessbevollmächtigte "provokativ" seine 

Meinung geäußert habe, dass "die Gerichte" seine Ansichten deshalb als nicht vorgetragen 

behandelten, weil sie keine Gründe sähen, die gegen diese Argumente sprechen. Die 

Behauptung des Nichtverstehens und einer selbstverschuldeten Einengung des Denkens des 

LSG kann den Darlegungsmangel nicht ersetzen. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf entsprechender Anwendung der §§ 183, 193 SGG. 

 

 

4 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

